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Der neue Schweizerische Republikaner.

Herausgegeben von Escher und Usteri.

Dienstag, den 16 Sept. iZoo. Zweytes Quartal. Den 29 Frnktidor VIZI.

Gesetzgebender Rath.
Votschaft des Vollz. Rathes v. 1. Sept.

B. G.'Wenn das Gesetz vom 29. Wcinm. 1798, das

die Bedinge der Niederlassung von Fremden in Hcl-
vetien bestinimt, dem liberalen Geiste seiner Urheber

Ehre macht, so enthält es auf der andern Seite wie-
der so wesentliche Mängel, daß der Vollziehungsrath
durch die bereits eingetretenen Folgen derselben auf-
merksam gemacht, Euch nothwendig mit ihrer Dar-
stellung beschäftigen muß. Die Leichtigkeit, die dem

ausländischen Talente und Kmistfleiße zur Anbauung
und Ausübung in der Republik gestattet wird, sollte

ohne Zweifel die Vervollkommnung der Künste und
Gewerbe und die Erregung des Wetteifers, der die
Seele aller Industrie ist, zur Absicht haben, und
verdient auch allerdings, in so weit die leztre dadurch
erreicht wird, beybehalten zu werden. Allein wenn
die Ansiedlung des erfiudsamen und thätigen Fremd-
lings, der in seinen Erwerbungsmittcln eine sichere

Unterhaltungsquelle für sich und seine Familie findet,
ein wirklicher Gewinn für das Land ist, in dem er
sich niederläßt, so muß diesem hingegen durch die grosse

Anzahl derer, die nie zu einer ökonomischen Selbst-
ständigkeit gelangen können, früher oder später eine
Last auffallen, die sich nur allein durch die Bcstim-
mung gewisser Nicdcrlassungs-Erfordernisse verhüten
läßt. Das Gesttz schränkt diese auf die Vorweisung
eines Auffllhrungs-Zeugnisses und eines Heimatfcheins
ein. In Rücksicht des erster» weiß man, wie leicht
solche Zeugnisse, die bloß von negativer Art sind, be-

sonders für Wegziehende ausgestellt, werden, und über-
dieß giebt eine klaglose Aufführung noch keine Sicher-
heit über die Erwerbun g - oder Unterhaltungsmittel
des Ansiedlers. Diesen Zweck hingegen würde die Hin-

tcrlegnng eines Hcimatfcheins gewissermaßen erreichen,

wenn das Gesetz den Sinn dieses Ausdrucks nicht
unbestimmt gelassen, und der französische Text nicht
die Erklärung an die Hand gegeben hätte, daß jedes

glaubwürdige HerkunftSzeuginß als ein solcher anzusehen

sey. Nach diesem Grundsatze hat das Voll;. Direk-
torium auf die bloße Vorweisung von Taufscheinen,
Lehrbriefen und ähnlichen Attestaten, Niederlassnngs-

Erlaubnisse in Menge ertheilt und dadurch den Vollz.
Ausschuß, wie auch nach diesem den Vollz. Rath, in
die Nothwendigkeit geftzt, auf dem nemlichen Wege
fortzufahre».

Wenn dieß aber mehr als eine leere Formalität seyn

soll, so kann unter Hcimatschein nichts anders als cm

eigentlicher Bürgerbrief verstanden werden, wodurch
die Herkunft des Fremden von seiner Ortsobrigkeit
bezeugt und ihm sowohl als seiner Familie der fort-
währende Besitz des Heimatsrechts, hiemit die Aus-
nähme und Versorgung im Zustande der Hülfsbedürf-
tigkeit zugesichert wird. Indessen giebt es mehrere,
besonders deutsche Staaten, wo dergleichen Heimat-
scheine niemals ertheilt werden. Das Gesetz kann also

die Vorweisung und Hinterlegung derselben nicht zum
unerläßlichen Bedinge der Niederlassung machen, wenn
anders nicht eine grosse Classe nützlicher Fremden völlig
davon soll ausgeschlossen werden. In Ermanglung
dieses Erfordernisses aber scheint eine Bürgschaftsleistung
oder eine Geldhintcrlage die angemessenste Garantie zu
seyn, die von dem Ansiedler verlangt werden kann, und
wer dieselbe weder auf die eine noch andre Weise zu
leisten im Stande ist, von dem läßt sich mit Grunde
erwarten, daß er nicht sowohl von den Früchten seines

Fleißes als auf Unkosten des Landes, wo er sich nie«

verläßt, zu leben gedenkt. Und wem anders würde
die Unterhaltung solcher heimatloser und unvermögender



Fremdlinge zur Last fallen als dem Staate/ da die I

Erlaubniß zu ihrer Anstedlung von der Regierung selbst >

und unabhängig von dein Wunsche und Willen der
î

Gemeinden, wo diese vor sich geht, ertheilt wird?
Es wäre ungerecht, die leztern noch irgend einer Ver-
pflichtung der Art zu unterwerfen, nachdem man ihnen
und zwar nicht ohne Grund, die Bcfugniß entzogen

hat, über die Niederlassung von Fremden in ihrem
Bezirke zu entscheiden. Wie beträchtlich aber die Last

werden könne, welche sich die Nation durch eine allzu

leichte Gestattung derselben aufladet, davon giebt die

im ehmaligen Canton Bern mit der sogenannten Land-
fassen, Corporation gemachte Erfahrung ein warnendes

Beyspiel an die Hand. Diese auS Heimatlosen zu-

sammengesezte und über den ganzen Canton zerstreute

Gemeinde ist mit einer solchen Anzahl von Dürftigen
übersezt, daß ihre Unterstützung in den leztcn Zeilen
der berucrischen Regierung eine jährliche Auslage von

zo.ooo Franken und auch wohl darüber verursacht

Hat; man wird zwar einwenden, daß hier von natu-
ralisirten Landescinwvhnern und hicmir von wirklichen
Helvetischen Bürgern die Rede sey, während dem der

Fremdling, auch wenn er im Lande angesessen ist,
von Rechtswegen keine Ansprüche auf die öffentliche

Hülfsleistung zu machen habe. Allein würde die Mensch-

lichkeit erlauben, ihn im Zustande der unverschuldeten

Verarmung oder seine von Untcrhaltungsmitteln ent-

blößte Familie dem Elende und der Verzweiflung zu

überlassen?

Dieß mag hinreichen, um die Nothwendigkeit einer

Abänderung des Gesetzes, in Rücksicht der Niederlas-
sungs-Erfordernisse, fühlbar zumachen; so wie aber

dieselbe vorgenommen wird, dürste es angemessen seyn,

die Erlhcilung der Crlaubnißscheine, statt wie bisher
der vollziehenden Gewalt, vielmehr den Verwaltungs-
kammcrn, im Umfange ihrer Cantonc, zu übertragen.

Wenn die Bedinge, unter denen sie Statt finden soll,

genau und auf eine Weift, die keine Willkür zuläßt,

bestimmt, und übrigens die Kammern unter der soli-

daren Verantwortlichkeit ihrer Glieder daran gebunden

find, 'so würde es eben so unnöthig als zeitraubend seyn,

die Regierung selbst mit dem Detail dieser Bewilligun-
gen ferner zu beladen.

Endlich ist es auffallend daß die Erlaubnisscheine,
deren Ertheilung dem Staate doch manche Unkosten

verursacht, mit keincrlcy Art von Gebühren belegt sind.

Wenn man bedenkt, daß dieselben den Fremden in allen

ausser den politischen Rechten, dem helvetischen Bürger

gleichsetzen, so scheint es nicht unbillig, eine nach den
Vermögensumständen graduirte Abgabe, bey deren Ver«
absolgung zu erheben. Wie gern würde sich der Hclvetier
die Entrichtung einer solchen im Auslande gefallen lassen,

wenn er sich damit die nemllchen Vortheile verschaffen
könnte, die der Ausländer ohne Rücksicht auf Gegenrecht,
in ver Republik genießt.

Nach dieser Darlegung seiner Beweggründe, schlägt

Euch, Bürger Gesetzgeber! der Vollz. Rath die Zurück-
nähme des Besitzes vom 29. Wcinm. 98 und an dessen

Stelle folgendes vor:
1. Jeder Fremde, der sich in Helvetic» haushäblich nie,

dcrlassen, oder auch ohne dieß ein Gcwcrb aufeigene
Rechnung treiben will, ist gehalten, sich zu dem

Ende mit einem Erlaubnißscheine zu versehen.

2. Um diese Erlaubniß zu erlangen, wird die Vorweft
sung eines glaubwürdigen Zeugnisses der guten Auf-
führung so wie die Hinterlegung eines Hcimatschci,
nes, erfodert.

z. Unter Heimatschein wird ein von der eigenen Orts-
obrigkeit des Fremden ausgestellter Bürgerbrief ver-
standen, wodurch derselbe gleichwie allfällig dessen

Familie, als Angehörige seines Heimatsorts, erklärt

werden, und ihnen die Aufnahme daselbst zu jeder

Zeit förmlich zugesichert wird.
4. In Ermanglung eines Helmalftheins kann elncVürg-

schaft oder Geldhintcrlage dieStclle desselben ersetzen.

5. Die Bürgschaft wird von zweyen in dieser Eigen,
schaft annehmlichen Bürgern ausgestellt seyn, die

mit ihrem Vermögen dafür gut sprechen, daß der

Frenidc zu keiner Zeit, weder mir seiner Person noch

durch seine Familie, der Gemeinde, in der er sich

niederläßt oder dem Staate zur Last fallen soll.

6. Wenn derselbe für die nöthige Sicherheitsleistung

die Hinterlegung einer gewissen Summe in Geld

oder Geldswcrth vorzieht, so soll diese für einen Un,

verheyratheten auf 800 Schweizerfranken, so wie

für einen Verheyratheten ans 1200 Schweizerfranken

bestimmt seyn.

7. Zur Erlangung eines Erlanbnißschcines hat ein Bür-
gerder fränkischen Republik nichts weiter vonnölhen,

als durch ein von seiner Orlsobrigkeit ausgestcUics

Zeugniß;» erweisen, daß er sich wirklich im Besitze

des fränkischen Bürgerrechts befinde.

8. Keinen Fremden der die vorgeschriebenen Bedinge

erfüllt hat, darf die Erlaubniß zur Niederlassung

verweigert werden.

9. D>c Erlheilung der Erlaubnißscheine kömmt dm
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Verwaltmigskammern, jeder inner dem Umfange

ihres Cantons zu.

10. Bey deren Vcrabfolgung werden sie die Heymat-
scheine, BürgschaftSzcdcl oder Gcldhintcrlagen zn

Hand nehmen, und so lange hinter sich behalten, als

die dagegen ausgefertigten Erlaubnisscheine in Kraft
sind, und ihnen nicht wieder zugestellt werden,

z i. Wenn eine Verwaltungskammer ohne vorhergcgan-

gene Erfüllung der vorgeschriebenen Bedinge, Er-
laudnißfcheine zur Niederlassung ausstellen würde,
so sind die Mitglieder derselbe» sammt und sonders

für jede dem Lande von daher zufallende Last vereint-

wortlich.
z-. In dem Erlaubnigscheine soll die Gemeinde, in

der sich der Fremde niederlassen will, namentlich aus-

gesszt und so oft der Niederlassungsort von ihm
verändert wird, zu dem Ende eine neue Erlaubniß
ausgewirkt werden,

zz. Für die Ertheilung jedes ersten Erlanbnißscheins
wird eine Gebühr entrichtet, die bey der minder
bemittelten Classe 16 Schweizerfrankcn, bey den

bemitreltern ?2 Franken betragen nnd von der

Verwaltungskammer je nach den Vermögens»!»-
ständen des Fremden und der Einträglichkeit seines

Eewerbs, bestimmt werden soll.

54. Für die Erneuerung eines Erlanbnißscheins, weh

che die Abänderung des Niederlassungsortes, sey

es in dem ziemlichen Canton oder von einem Can-

ton zum andern nothwendig macht, wird ohne

Unterschied des Vermögens, eine Gebühr von 4
Schweizerfrankcn bezahlt,

z;. Die eine Hälfte der Erlaubnißgebühr soll jedesmal

zu Handen der Nation bezogen, die andre Hälfte
aber in die Munizipalcasse des Ortes, wo sich der

Fremde niederlassen will, abgegeben werden.

z6. Die Niederlassungs-Erlaubniß giebt dem Fremden
das Recht, sieh in der zn dem Ende angeführten
Gemeinde mit Feuer und Licht anzusiedeln, jedes

dem helvetischen Bürger erlaubte Gewerbe und zwar
unter den nemlichcn Bedingen auszuüben und gleich
demselben liegende Gründe anzukaufen,

z?. Der angesessene Fremde ist allen öffentlichen Ab-
gaben und Lasten, sie mögen zn Handen des Staa-
tcs oder einer Gemeinde aufgelegt werden, so wie

überhaupt den Gesetzen des Landes, gleich dem

helvetischen Bürger, unterworfen.
58- Wenn eine Munizipaliiät die Niederlassung eines

Fremden m ihrem Gemeindsbezirke gestattet/ ohne

5
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daß derselbe mir einem vorschristmäßigen Erlaub-
nißscheinc versehen wäre, so sind die Mitglieder
dieser Behörde samt und sonders für allen Scher»
den verantwortlich, welcher der Gemeinde oder dem
Staate allsällig von daher zuwachsen kann.

19. Die Vorschrift dieses Gesetzes soll eben sowohl
in Rücklicht der wirklich angesessenen als der in
Zukunft sich ansiedelnden Fremden in Ausübung!
gebracht werden.

20. Dem nicht angesessenen Fremden ist die Erwer-
bnng cincS GrimdcigenthumS in Heloeticn nur
dennznmal gestaltet, wenn er der Vcrwaltungskam»
mer des Cantons, in dem dasselbe liegt, gehörig
erwiesen haben wird, daß helvetische Bürger in
seinem Lande das nemliche Recht besitzen, da ihm
denn von derselben eine Bewilligung zu seinem
Vorhaben ausgestellt werden soll.

21. Das Gesetz v. 29. Weinm. 1798, in so weit'es die
Niederlassung von Fremden betrist, ist hiemit zu-
rückgeiiommen. Folge» die Unterschriften.

Etwas über Zehudeu und Grundzinse.
So ist nun doch wenigstens das gewonnen, daß eiw

billig rcr L 0 s k a uf der Zehnden u. Grundzinse be-

stimmt werden soll, als der vorige war. Alle Kirchen-
Schul- und Armenanstalten, warten mit Sehnsucht
ans die weitem Beschlüsse der Gesetzgeber, von welchen
ihre fernere, bereits halöerstorbene Existenz abhängt.
Die Mehrheit in Helvetien würde wohl wünschen, dass

zur Unterhaltung derselben der Zehnden e i n s w ei en
und so lange möchte hergestellt werden bis ein nene^
Fnianzsystem eingeführt und erprobt seyn wird.
Ohne dieses sind wir nicht nms Mindeste besser daran,
als vorher. Daß Zehnden nnd Grundzinse zn jenen!
Zwecken seit Jahrhunderten hinreichten ohne daß eigene-
lieh unsere Pfarrer und Schulmeister im Ganzen mehre
als höchst mittelmäßige Einkünfte hatten, dabey abew

doch Religion Künste und Wissenschaften erhalten'und'
befördert, und viele tausend Arme, ohne Belästigung des
gemeinen Wesens und ohne daß der Landmann gedrükt
gewesen wäre, unterhalten wurden : d as ist erprobt.

Viele Leute setzen Zeh »den und G r u n d z i n s'e'

noch imer so zusamen, als ob sie eines wären, und sie sind'

doch den zweyerley. Zehnden sind Abgaben, für dem

besondern Zweck der Unterrichts - und Armenanstalten p

Grundzinse sind Zinse in Naturalien für angelichene^

Güter, dergleichen man noch in den neuesten Zeiten vf-
ters und ohne Widerrede anlegte, bis man einömats axis'
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